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Geschäftsstelle 

Die Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe dringt auf eine zügige Lösung für die 
Zwischenlagerung der letzten 26 Castor-Behälter, die Deutschland aus dem Ausland zurückneh-

men muss. Die Endlager-Kommission stellte sich bei einer zweitägigen Sitzung in Berlin 
hinter das Konzept von Bundesumweltministerin Barbara Hendricks zur Zwischenlagerung der 
Behälter in vier Bundesländern. Zudem verständigte sich die Kommission am Samstag auf einen 
Fahrplan zur Erstellung ihres Endberichts und auf eine vorläufige Gliederung des Berichts. „Ein 
erster Gesamtentwurf des Berichtes muss Anfang Januar vorliegen“, sagte der Kommissionsvorsit-
zende Michael Müller. Dann könne die Kommission den Bericht noch intensiv mit der Öffent-
lichkeit diskutieren, ihn aufgrund der Beteiligungsergebnisse überarbeiten und ihn Ende Juni 
2016 Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung vorlegen. 
 
Im Zuge ihrer Arbeitsplanung beschloss die Kommission auch die Verlängerung der eigenen Tä-
tigkeit um ein halbes Jahr bis zum Ende Juni kommenden Jahres. Das Standortauswahlgesetz gibt 
ihr die Möglichkeit, die eigene Arbeitszeit einmalig zu verlängern. Die nun beschlossene Verlän-
gerung hatte die Endlager-Kommission früh ins Auge gefasst, nachdem sie sich sehr viel später 
konstituiert hatte, als ursprünglich geplant. Die Mitglieder, die der Kommission als Wissenschaft-
ler und Vertreter gesellschaftlicher Gruppen angehören, stimmten bei einer Gegenstimme für die 
Verlängerung der Arbeitszeit. Die 16 Vertreter des Bundestages und der Länder in der Kommis-
sion waren bei dieser Abstimmung nicht stimmberechtigt. 
 
 
Zwtl.: Kommission sieht Rechtsschutzdefizit im Standortauswahlgesetz 
 
 
Nach Auffassung der Kommission verstößt das Standortauswahlgesetz in einem wichtigen Punkt 
gegen europäisches Recht. Als Konsequenz will das Gremium dem Gesetzgeber empfehlen, den 
Bürgern bei der Standortsuche mehr Klagemöglichkeiten einzuräumen. In einem einstimmigen 
Beschluss stellte die Kommission fest, dass das Standortauswahlgesetz „ein Rechtsschutzdefizit 
enthält und damit gegen die Vorgaben der UVP-Richtlinie verstößt“. Die Kommission will nun in 
ihrem Bericht eine Regelung des Auswahlverfahrens vorschlagen, die das „Rechtsschutzdefizit 
behebt“. Die Kommission hatte zwei Rechtgutachten zur Vereinbarkeit des Standortauswahlge-
setzes mit europäischen Recht eingeholt. 
 
Mit nur einer Gegenstimme beschloss die Kommission zudem, die Initiative von Umweltministe-
rin Hendricks zur Umsetzung des Verzichts auf weitere Castor-Transporte nach Gorleben zu un-
terstützen. Für das künftige Standortauswahlverfahren sei es von zentraler Bedeutung, dass der 
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„Verzicht auf weitere Castor-Transporte nach Gorleben auch tatsächlich umgesetzt wird“, stellte 
sie fest. Sie forderte die Bundesregierung und die betroffenen Bundesländer auf, „die Umsetzung 
dieses Konzeptes zu unterstützen“. 
 
Die Endlager-Kommission nahm in einem weiteren Beschluss zudem Leitlinien zur Konfliktbe-
wältigung zustimmend zur Kenntnis, die ihre Ad-hoc-Gruppe „EVU-Klagen“ erarbeitet hatte. Die 
Kommission hatte die Ad-hoc-Gruppe eingesetzt, nachdem Schadensersatzklagen der Kraftwerks-
betreiber im Zusammenhang mit dem Ausstieg aus der Kernkraft für Konflikte in dem Gremium 
gesorgt hatten. Die Ad-hoc-Gruppe entwickelte daraufhin Leitlinien zum Umgang mit Konflikten, 
die sie nun in abgewandelter Form als Vorschläge zum Umgang mit Konflikten bei der neuen 
Endlagersuche in den Kommissionsbericht einbringen will.  
 
 
Zwtl: Gespräch mit Wirtschaftsminister Gabriel über Endlagerforschung und Rückstellungen   
 
 
Zu Beginn ihrer zweitägigen Sitzung führte die Endlager-Kommission ein intensives Gespräch 
mit Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel über Endlagerforschung, über die Finanzierung 
der Entsorgung nach dem Verursacherprinzip und über die weitere Zwischenlagerung von Cas-
tor-Behältern. Dabei machte Gabriel die Bereitschaft deutlich, Empfehlungen der Kommission 
zur Standortsuche in die Planung von Endlagerforschung einzubeziehen 
 
Der Bundeswirtschaftsminister informierte die Kommission über Teile des neuen Energiekonzep-
tes von CDU, SPD und CSU, die sich mit der Entsorgung radioaktiver Abfallstoffe befassen. Bis 
Ende September solle das Ergebnis eines Stresstestes zu den Entsorgungsrückstellungen der 
Kernkraftwerksbetreiber vorliegen, berichtete er. Bis Ende November erwarte man Empfehlungen 
einer Experten-Kommission, die sich mit der Sicherung der Verfügbarkeit der finanziellen Mittel 
für die Entsorgung befassen solle. Ziel sei es, die langfristige Verfügbarkeit der finanziellen Mittel 
für die Lagerung der Abfälle zu gewährleisten. 
 
Zudem sprach sich Gabriel für das Konzept von Bundesumweltministerin Hendricks zur 
Zwischenlagerung der 26 Castor-Behälter aus. „Der Bundeswirtschaftsminister hat erkannt, wel-
che Bedeutung für unsere Arbeit und unsere Glaubwürdigkeit eine Lösung für die Castoren hat, 
die Deutschland noch aus dem Ausland zurücknehmen muss“, sagte der Kommission-Vorsit-
zende Müller.  Die Kommissionsvorsitzende Ursula Heinen-Esser hob als hilfreich hervor, „dass 
der Bundeswirtschaftsminister eine einvernehmliche Lösung für die noch zurückzunehmenden 
Castor-Behälter unterstützt“. 
 
 
 
 
 
 
Anfragen von Medienvertretern beantwortet: Jürgen Voges - Pressereferent - Kommission Lage-
rung hoch radioaktiver Abfallstoffe, Tel: +49 30 227-31316, Mail: juergen.voges@bundestag.de 


